EAP 004-1/32/06-2002 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 14.08.2002 einberufenen 

32. Sitzung der Gemeindevertretung am 23. August 2002 um 18.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Sommerer, GV Johann Schwaiger, GV Maria Paar, GV Horst Göttlich, GV Johann Riedl;

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
GR Herbert Thalhammer, GV Mag. Hildegard Eisl, GV Franz Ortner; 

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Herbert Größinger ab TOP 6.), GR Ing. Matthias Thalhamer ab TOP 6.); 
Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich; 
Nicht anwesend: 

Vizebgm. Walter Seidl, GV Dorothea Aberger, GV Ing. Bernhard Joham, GV Johann Kaindl, GV Ing. Helmut Aschenberger – alle entschuldigt; 
Schriftführerin: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:

1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2.) Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3.) Bericht und Anträge des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften;

4.) Teilabänderung Flächenwidmungsplan Hankham gem. § 23 Abs. 3 u. 4 SROG 1998 (Gstk. 3396 u. 3397 KG Henndorf) – Beratung und Beschluss;

5.) Einzelbewilligungsverfahren gemäß § 24 Abs. 3 ROG 1998 zur nachträglichen Genehmigung eines Lagergebäudes auf GP 8/1, KG. Hof – Beratung und Beschluss;

6.) Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – Rupert Langer – Beratung und Beschluss;

7.) Abwasseranschluss Grabnergut – Ansuchen um Baukostenzuschuss – Beratung und Beschluss;

8.) Grundverkauf Geisler Georg – Beratung und Beschluss; 

9.) Allfälliges;

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet um 18.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

Er stellt den Antrag die Tagesordnung um den Punkt 9.), Subventionsansuchen der Prangerschützen Henndorf a.W., zu erweitern

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der 
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge

3.
 Bericht des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften:

Der Ausschuss hat am 12. Juli 2002 seine letzte Sitzung mit folgender Tagesordnung abgehalten:

Tagesordnung:

1.
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2.
Bebauungsplan Hans-Woerle-Weg - Beratung;

3.
REK Abänderung Hopfgarten - Beratung;

4.
Flächenwidmungsplanänderung Gollackner Christian – Beratung;

5.
Einzelbewilligung Wallner Josef – Beratung;

6.
Grundverkauf Geisler Georg – Beratung und Besichtigung

7.
Allfälliges;

Erledigung:
zu 1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Rupert Eder eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) Bebauungsplan Hans-Woerle-Weg - Beratung:

Der Bebauungsplanentwurf wurde in der Bauausschusssitzung am 9.04.2002 beraten. Der Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger legt neuerlich einen überarbeiteten Entwurf vor, in dem Festlegungen für Trauf- und Firsthöhen und Bebauungsdichten vorgeschlagen werden. Für die Bebauungsdichten werden zwei Bereiche festgelegt.

Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob der Bebauungsplan in vorgeschlagenen Form zur allgemeinen Einsichtnahme aufgelegt werden soll.

Einstimmig angenommen.

zu 3.)
REK Abänderung Hopfgarten - Beratung:


Der Bürgermeister führt aus, der REK-Änderungsentwurf der Landesregierung vorgelegt werden könnte, nachdem die erforderlichen Verfahrensschritte abgeschlossen sind. Es sind Anregungen von der Gemeinde Eugendorf und von den Ehegatten Michael und Anna Flöckner zur REK-Änderung eingegangen. Die Gemeinde Eugendorf weist auf die Verkehrssituation hin. Die Ehegatten Flöckner ersuchen um Schaffung von Voraussetzungen zur Ausweisung von gewerblichen Flächen auf ihren Grundstücken. Dazu führt Dipl. Ing. Poppinger aus, dass dort eine Betriebsgebietswidmung (Übergangswidmung zwischen Wohnen und Gewerbegebiet) möglich wäre.

Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob der REK-Entwurf unter Berücksichtigung der Anregung der Ehegatten Flöckner fertiggestellt werden soll. 

2  Gegenstimmen -  GR Ebner u. GR Herbert Thalhammer

6 Ja

GR Herbert Thalhammer ist für die Gewerbegebiets- und Betriebsgebietswidmung südlich der Landesstraße und auf Grund des in der Nähe ausgewiesenen Wasserschutzgebietes gegen die Gewerbegebietswidmung nördlich der Landesstraße. 

GR Johann Ebner spricht sich für die Gewerbegebietswidmung nördlich der Landesstraße und auf Grund der ungünstigen Geländesituation gegen die Gewerbegebiets- und Betriebsgebietswidmung südlich der Landesstraße aus.

zu 4.)
Flächenwidmungsplanänderung Gollackner Christian – Beratung:

Der Bürgermeister erläutert, dass Herr Christian Gollackner für das Grundstück Nr. 3653, KG. Henndorf, eine Baulandwidmung beantragt hat, weil sein Sohn dort ein Wohn- u. Betriebsgebäude (selbstständiger Fliesenlegermeister) errichten will. Dipl. Ing. Poppinger erläutert, dass das REK dagegen spricht, weil dort kein Siedlungsstandort festgelegt ist. Auch eine Lückenschließung im Grünland ist nicht mehr möglich, weil diese nur im Rahmen der generellen Überarbeitung des FWP möglich war. Der gegenständliche Antrag soll auch noch mit den zuständigen Personen bei der Raumordnungsabteilung beim Amt der SLR besprochen werden. 

zu 5.)
Einzelbewilligung Wallner Josef – Beratung:

Dem Ausschuss werden Bestandspläne und eine Gebäudebeurteilung der Baufirma Ebster vorgelegt. Seitens der Fa. Ebster wird bestätigt, dass aus statischer Hinsicht das Gebäude als ausreichend standfest zu betrachten sei. Der Untergrund könne nicht beurteilt werden.

Die Bestandspläne und das Schreiben der Fa. Ebster werden an den Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur ergänzenden Stellungnahme übergeben. 

Im weiteren Verfahren soll die Angelegenheit der Gemeindevertretung zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

zu 6.)
Grundverkauf Geisler Georg – Beratung und Besichtigung:

Der Bürgermeister führt aus, dass diese Angelegenheit im Vorstand besprochen wurde. Dieser übertrug die Entscheidung an den Bauausschuss. Die Bauausschussmitglieder führen einen Lokalaugenschein ohne den Interessenten durch. Der Bürgermeister soll weitere Gespräche mit dem Interessenten führen.

zu 7.) 
Allfälliges:

Zur Gestaltung der Brückengeländer im Bereich Stelzhamerstuben legt GR Johann Ebner einen Gegenvorschlag zum Vorschlag des Architekten Sieberer vor. Der Ausschuss kommt zum Entschluss, dass das Geländer nach dem Entwurf Ebner ausgeführt werden soll. 

4. 
Teilabänderung Flächenwidmungsplan Hankham gem. § 23 Abs. 3 u. 4 SROG 1998
( Gstk. 3396 u. 3397 KG Henndorf) – Beratung und Beschluss;

Die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes für die Grundstücke 3396 u. 3397 wurde bereits in der Sitzung am 14.09.2002 beschlossen. Der Verfahrensakt wurde der Landesregierung zur Durchführung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahrens übermittelt. Die Aufsichtsbehörde teilte der Gemeinde mit, dass bedingte Beschlüsse (unter der Voraussetzung, dass....) nicht zulässig sind. 

Im Erläuterungsbericht des Raumplaners erfolgte hinsichtlich der Lärmkennzeichnung insofern eine Änderung, dass nun auf diese Kennzeichnung verzichtet wird und der gegenständliche Bereich im Flächenwidmungsplan als Bauland - erweiterte Wohngebiete ausgewiesen werden soll. 

Eine Ausfertigung des abgeänderten Erläuterungsberichtes vom 23.07.2002 liegt den Fraktionsführern bei. 

Aufgrund des o.a. Sachverhaltes ist eine neuerliche Beschlussfassung erforderlich. 

Dem Gemeindeamt liegt eine vom Land geforderte Nutzungsvereinbarung und eine von der Gemeindevertretung geforderte Eigenbedarfsvereinbarung vor. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag die Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes gem. 
§ 23 Abs. 3 u. 4 SROG 1998 für die Gstk. 3396 u. 3397 KG Henndorf durchzuführen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

5.) 
Einzelbewilligungsverfahren gemäß § 24 Abs. 3 ROG 1998 zur nachträglichen Genehmigung eines Lagergebäudes auf GP 8/1, KG. Hof – Beratung und Beschluss:

Hinsichtlich der Vorgeschichte wird auf den Amtsbericht der 26. Gemeindever-tretungssitzung am 14.12.2001 verwiesen. In dieser Sitzung wurde beschlossen, dem Einschreiter nochmals eine Frist von 6 Monaten zur Beibringung eines Gutachtens zu gewähren. 

Am 13.02.2002 wurde bei einer mündlichen Anfrage Herrn Norbert Wallner, Sohn der Einschreiter, der Sitzungsbeschluss zu Kenntnis gebracht. 

Die Einschreiter legten ein Schreiben der Baufirma Ebster Bau Gesellschaft m.b.H. vor. Es erfolgte eine Beurteilung der Gründung und Standsicherheit des Lagerobjektes auf Gstk.-Nr. 8/1, KG. Hof. Die Baufirma Ebster führt in diesem Schreiben unter anderem aus, dass die Beurteilung des Untergrundes auf seine Eigenschaften als ehemalige Deponieflächen nicht in ihrer Kompetenz liege und daher keine Feststellung bezüglich der verkehrstechnischen Sicherheit aller umliegenden Lagermaterialien getroffen werden kann. 

Weiters legten die Einschreiter Austauschpläne vor, die den tatsächlichen Bestand des konsenslos errichteten Lagergebäudes zeigen. Dazu gab der Raumplaner eine ergänzende Stellungnahme ab. Er kommt zur abschließenden Feststellung, dass sich auf Grund der Erweiterungen um ca. 40 m² gegenüber der erstmaligen Einreichplanung keine Änderung der Beurteilung ergibt. Die von den Einschreitern vorgelegten Stellungnahmen bzw. Gutachten hinsichtlich der Gründung und Standsicherheit bzw. der statischen Anforderung seien keine tauglichen Grundlagen zur Beurteilung der Altlastenproblematik.

Bereits mit Schreiben vom 18.07.2001 wurde den Ehegatten Wallner mitgeteilt, dass der Einzelbewilligungsantrag vom 20.02.1997 zurückgewiesen wird, wenn kein Gutachten vorgelegt wird, das Aufschluss über die derzeitige Beschaffenheit der Deponie und die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen hinsichtlich einer Bebauung bzw. Nachnutzung gibt.

Nachdem die Vorlagefrist abgelaufen ist und seitens der Einschreiter bis dato kein Gutachten vorgelegt wurde, wird vorgeschlagen, das Einzelbewilligungsansuchen im Sinne des § 13 Abs. 3 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 auf Grund fruchtlosem Ablauf von Vorlagefristen zurückzuweisen. 

	Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991,

 BGBl.Nr. 51/1991 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 65/2002


3. Abschnitt: Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten Anbringen

§ 13. 

(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden, angemessenen Frist zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die Einzelbewilligung gem. § 24 Abs. 3 SROG 1998 zur nachträglichen Genehmigung eines Lagergebäudes auf GP 8/1, KG. Hof,
zurückzuweisen, da das geforderte Gutachten über die Bebaubarkeit der Fläche bis dato nicht beigebracht wurde. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

6.) 
Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – Rupert Langer – Beratung und Beschluss;

Das Einzelbewilligungsansuchen von Herrn Rupert Langer zur Umwidmung des bisherigen landwirtschaftlichen Wohngebäudes Berg 17 in ein Wohnhaus wurde in der Gemeindever-tretungssitzung am 22.02.2002 behandelt und unter nachstehenden Bedingungen beschlossen:


Die Umwidmung beschränkt sich ausschließlich auf das bisherige landwirtschaftliche Wohngebäude im Ausmaß von 14,85m x 9,20m.


 Die Aufschließung des Obergeschosses darf nicht über den Wirtschaftsteil erfolgen. Somit entfällt die geplante Tür zwischen Wohngebäude und Wirtschaftsteil im Obergeschoss.


Für die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung sind genehmigte Projekte vorzulegen.

 

Der Verfahrensakt wurde an die Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung zur Durchführung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahrens übermittelt. Die Aufsichtsbehörde übermittelte der Gemeinde eine Stellungnahme der Salzburger Landesregierung, in der mitgeteilt wird, dass ein bedingter GV-Beschluss wie der vorliegende nicht möglich sei. Auch die Nachweise über eine ordnungsgemäße infrastrukurelle Ver- und Entsorgung müssten bereits zum Zeitpunkt der Beschlussfassung vorliegen (Sicherstellung des Geh- und Fahrtrechtes, Sicherstellung wasserrechtliche Bewilligung einer dem Stand der Technik entsprechenden Abwasserreinigungsanlage, Nachweis über genusstaugliches Trinkwasser). Weiters war dem Schreiben der Aufsichtbehörde eine Stellungnahme des Bezirksarchitekten angeschlossen, welcher den Nachweis einer rechtlich abgesicherten Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung fordert.

 

Dazu wird nachstehendes ausgeführt:

1.
Das Geh- und Fahrtrecht ist sichergestellt, nachdem das Grundstück 2564 direkt an die Gemeindestraße angrenzt.

2.
Mit Bescheid vom 10.06.2002 der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung wurde wasserrechtliche Bewilligung zur Errichtung einer Abwasseranlage auf Gst.Nr. 2564 mit Versickerung der gereinigten Abwässer erteilt. Die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist dadurch sichergestellt.

3.
Die Versorgung des Objektes mit genusstauglichen Trinkwasser ist durch den vorliegenden Wasseruntersuchungsbefund der .................. sichergestellt. Die rechtlich abgesicherte Trinkwasserversorgung kann auf Grund des vorliegenden .......................... nachgewiesen werden. 

4.
Der Einschreiter legte nach Beschlussfassung Austauschpläne vom 28.05.2002 für das bestehende Wohn- und Wirtschaftsgebäude vor. Nach diesen Plänen ist ein Umbau im Wohnteil und die Installation einer Heiztherme im EG des Wirtschaftsteiles vorgesehen. Die Austauschpläne bilden nun die Grundlage für das gegenständliche Einzelbe-willigungsverfahren.

Nachdem bedingte Beschlüsse nicht zulässig sind und die Nachweise über eine ordnungsgemäße infrastrukturelle Ver- und Entsorgung zum Zeitpunkt der ersten Beschlussfassung nicht vorgelegen sind, ist der Einzelbewilligungsantrag neuerlich zu behandeln. 

Der Bürgermeister berichtet, dass Austauschpläne vorliegen und Frau Hoffman ein Schreiben mit der Zustimmung von Herrn Wehrle beigebracht hat. In diesem Schreiben ist die Verlegung der Hausanschlussleitungen zum Anschluss an die Ortswasserleitung und den Abwasserkanal der Gemeinde über dessen Grundstücke geregelt. Es soll für die Wasserver-sorgung auch eine Drucksteigerungsanlage errichtet werden. Ein genehmigtes Projekt zum Anschluss an das Ortskanalnetz liegt ebenfalls vor. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag die Einzelbewilligung zur Umwidmung von einem landwirtschaftlichen Gebäude in ein Wohngebäude gem. § 24 Abs. 3 SROG 1998 für das Objekt Berg 17, zu genehmigen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

7.)
Abwasseranschluss Grabnergut – Ansuchen um Baukostenzuschuss – Beratung und Beschluss;

Die Wassergenossenschaft Grabnergut plant die Errichtung eines Abwasserkanals im Bereich des Weilers Berg mit insgesamt 5 Wohnobjekten. Dieser Abwasserkanal soll an den öffentlichen Kanal nordöstlich der Altentannmühle angeschlossen werden. 

Die Kostenschätzung für dieses Projekt beträgt insgesamt € 86.400,-- inkl. Mwst.

In ähnlichen Fällen wurden von der Gemeinde Zuschüsse gewährt, daher ersucht die  Wassergenossenschaft Grabnergut um einen Baukostenzuschuss in der Höhe von 

€ 43.200,-- (50%) der Gesamtkosten. 

Der Bürgermeister erörtert einige Details dazu. Die Anschlusskosten lt. Bewertungspunkte zum Anschluss an den Ortskanal betragen in Summe ca. € 26.000,--.

GR Dr. Leinberger spricht sich positiv für den Anschluss an den Ortskanal aus. Es wurden auch bisher Zuschüsse genehmigt und man soll sich in dem bisherigen Rahmen bewegen. 

GR Herbert Thalhammer findet es aus ökologischer Sicht begrüßenswert, er wäre für eine Förderung. 

GR Größinger Herbert spricht sich ebenfalls dafür aus, denn es wurde schon der  Umwidmung zugestimmt und es ist positiv, wenn nun auch an den Ortskanal angeschlossen wird. 

GR Ebner wäre für einen Baukostenzuschuss von ca. 25 % der Gesamtkosten aber maximal 

€ 20.000,--.

Frau GV Mag. Eisl fragt an, wie bei den anderen Fällen vorgegangen wurde. 

Der Bürgermeister erörtert, dass man sich auch dort an der Anschlussgebühr orientiert hat. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, für die Wassergenossenschaft Grabnergut 25 % der nachgewiesenen Baukosten zur Errichtung des Abwasserkanals zu fördern, maximal jedoch 

€ 20.000,-- .

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

8.)
Grundverkauf Geisler Georg – Beratung und Beschluss;

Herr Geisler beabsichtigt von der Gemeinde 25 m² Grund anzukaufen. Diese Angelegenheit wurde bereits vom Bauausschuss behandelt und ein Lokalaugenschein durchgeführt. 
GR Ebner findet ebenfalls, dass damals bei der Bachregulierung wirklich viel Grund verloren gegangen ist. Er wäre für einen Verkauf um etwa € 100,--/m². 

GR Thalhamer Mathias spricht sich gegen den Verkauf aus, da dann die anderen Nachbarn auch das Recht zu einem Kauf hätten. Er fürchtet die Beispielfolgen. 

GV Mag. Eisl schließt sich dieser Meinung vollinhaltlich an. 

GR Herbert Thalhammer sagt, dass er den Kauf nicht versteht, allerdings die anderen Anrainer auch den Gemeindegrund nutzen. Er glaubt aber, dass man Herrn Geisler diese 25m² verkaufen soll. 

GV Weyrich schließt sich der Meinung von GR Thalhammer Mathias an. 

GR Größinger sagt, dass der Grundverkauf der Gemeinde keinerlei Vorteile bringt und er glaubt, dass Herr Geisler sicherlich ausreichend Grund hat. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger sagt dazu, dass bei der Bachregulierung viel Grund verloren gegangen ist. Er sieht es auch nicht als Geldbeschaffung für die Gemeinde. Er sieht es als Entgegenkommen für einen früheren Verzicht.

GV Weyrich spricht nochmals die alte Gartenmauer an, die schon erhaltenswert wäre.

GR Dr. Leinberger sagt dazu, dass man dies vielleicht beim Verkauf in einem Vertrag fordern könnte. 

GR Herbert Thalhammer sagt, wenn die Gemeinde keinen Nachteil hat, warum soll Herrn Geisler nicht geholfen werden. 

GR Mathias Thalhamer fragt, was geschieht, wenn nun ein anderer Anrainer dasselbe haben will. 

GV Johann Riedl sagt dazu, dass durch einen Verkauf aus heutiger Sicht weder die Gemeinde noch jemand anderer einen Nachteil hat. Herr Geisler will den Grund unbedingt haben, weil er um sein Haus sehr wenig Grund hat, er wäre daher für einen Verkauf. 

GV Düh fragt, wie viel Prozent des öffentlichen Grundes in diesem Bereich verkauft werden soll. Er sagt, wenn Herr Geisler den Grund unbedingt um den Preis haben will, dann soll man verkaufen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, Herrn Geisler 25 m² aus dem Grundstück .391 zu einem Preis von € 150,--/m² zu verkaufen.


11 Ja-Stimmen. 

  5 Nein – GR Mathias Thalhammer, GR Größinger, GV Weyrich, GV Ortner, GV Mag. Eisl;

Der Antrag ist somit angenommen.

9.)
Subventionsansuchen Prangerschützen – Beratung und Beschluss:

Die Prangerschützen haben am 13.8.2002 ein Subventionsansuchen für die Dacherneuerung im Schützenhaus gestellt. Der Bürgermeister verliest dieses Ansuchen, das jedem Gemeindevertretungsmitglied vorliegt. 

GR Herbert Thalhammer sagt, dass er grundsätzlich dafür wäre, aber solche Subventionsansu-chen wurden immer am Jahresende gestellt. 

Bürgermeister Eder erörtert, dass die Dringlichkeit gegeben ist, da das Dach undicht geworden ist.

GR Mathias Thalhamer spricht sich für diese Subvention aus. 

GV Weyrich fragt, ob dies eine konkrete Summe ist. 

Bürgermeister Eder bestätigt, dass es sich um einen konkreten Kostenvoranschlag handelt.

GR Dr. Leinberger spricht sich ebenfalls für diese einmalige Subvention aus. 

GV Sommerer sagt, dass dies ein erhaltenswürdiges Gebäude ist und daher soll die Sanierung auch gefördert werden. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Prangerschützen die einmalige Subvention von 

€ 2.300,-- zu gewähren. Die Finanzierung erfolgt aus Verstärkungsmittel. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

10.) Allfälliges:

Bürgermeister weist auf den Termin am Montag bezüglich des Windparkes hin. 

Er berichtet über die bisherige Besprechung an der er teilgenommen hat. 

Geschlossen 19.10 Uhr :

gelesen, genehmigt, gefertigt:






gez. Bgm. Rupert Eder






gez. Vizebgm. Walter Seidl






gez. Alle anwesenden Gemeindevertretungsmitglieder 

F.d.R.d.A.

